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Einstiegsüberlegungen zur Diskussionsgruppe „Barrierefreiheit im 
Gesundheitswesen“ 
 

1. gesetzliche Vorgaben gibt es: z.B. §§ 10, 17 SGB I, § 2a SGB V (s.a. § 2b SGB V) 
2. GKV beherrscht vom Prinzip der Sachleistung, ihrer Sicherstellung und damit der 

Notwendigkeit, Leistungserbringer durch Gesetz bzw. aufgrund Gesetzes in die 
Versorgung zu bringen, z.B. Krankenhäuser durch Landeskrankenhauspläner bzw. 
Verträge mit den Krankenkassen, Ärzte durch Zulassung und Mitgliedschaft in der 
KV incl. Notfallversorgung, andere Leistungserbringer durch Zulassungen bzw. 
Verträge. 

3. Das ist ein hochkomplexes, schwer überschaubares System: 
• welche gesetzlichen Vorgaben speziell für Versorgungsbereich und 

Leistungserbringer gibt es? 
• Systematik der Einbindung feststellen: Zulassung durch Verwaltungsakt oder 

Vertrag? 
• wie wird die Ausführung der Leistungen geregelt, welche 

Qualitätsanforderungen bestehen ? 
• gibt es Informationen über Zugangsmöglichkeiten von Menschen mit 

Behinderungen zur Versorgung und zur Barrierefreiheit  (z.B.§ 75 Abs. 1a 
SGB V)? 

4. Erst wenn über die zuvor beschriebene Kaskade Maßstäbe und Regeln etabliert sind, 
kommt es zur Begegnung von Menschen mit Behinderungen und dem Personal der 
Einrichtungen. Der (fehlende) gute Wille beim Personal dürfte entgegen der Annahme 
des UN Ausschusses nicht der Kern des Problems sein. 

5. Barrierefreiheit dürfte in Krankenhäusern deutlich stärker umgesetzt sein als in der 
ambulanten Versorgung. Das gefährdet die freie Arztwahl (§ 75 SGB V). 

6. Eine generelle systematische Beachtung von Belangen von Menschen mit 
Behinderungen (§ 91 Abs. 1 Satz 1 SGB V) als eigenem Prüfschritt gibt es beim G-
BA für dessen Richtlinien, anders als für die Ermittlung der Bürokratiekosten (§ 91 
Abs. 10 SGB V), nicht. 

7. Es gibt Debatten zur Berücksichtigung bei speziellen Versorgungsbedarfen. 
Entscheidend ist häufig, dass Patientenvertreter mit Expertise schon in der ersten Stufe 
der Bearbeitung (Arbeitsgruppe) mitwirken. Von Bedeutung sind die 
Stellungnahmerechte (z.B. § 92 Abs. 7g SGB V) und die Notwendigkeit, diese 
Äußerungen in die Entscheidung miteinzubeziehen. 

8. Über das Verfahren zur Berücksichtigung von Belangen der Menschen mit 
Behinderungen in den zahlreichen Verträgen innerhalb der GKV ist dem Referenten 
keine Aussage möglich.  

9. Der Koalitionsvertrag hat bis Ende 2022 einen Aktionsplan für ein diverses, inklusives 
und barrierefreies Gesundheitswesen versprochen.  
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